
Aufgrund von § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), § 50 des Sächsischen Was-
sergesetzes (SächsWG) und der §§ 4, 14 und 124 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Sachsen (SächsGemO) in Verbindung mit den §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsi-
schen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) hat der Stadtrat der Stadt Großröhrs-
dorf am 29.09.2020 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

 

2.  Änderungssatzung zur Satzung über die öffentliche 

A B W A S S E R B E S E I T I G U N G 

der Stadt Großröhrsdorf 

(Abwassersatzung) 
 

 

Artikel 1 

Änderung 

 

§ 47 – Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld; Veranlagungszeitraum  

Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Für die Teilleistung der Einleitung von Abwasser in öffentliche Abwasseranla-
gen, die gemäß § 46 Abs. 3 Abs. 1 nicht an ein öffentliches Klärwerk ange-
schlossen sind, beträgt die Gebühr  

 im Entsorgungsgebiet Bretnig / Hauswalde    1,74 € 
 
je Kubikmeter Schmutzwasser. 
 
Die Abwassergebühr bemisst sich nach der entsprechend §§ 42 und 43 ermit-
telten Abwassermenge. 

 

Die Absätze 1 und 2 gelten unverändert weiter.  

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Die Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

Großröhrsdorf, den ………………………… 

 

 

Stefan Schneider 

Bürgermeister 



 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO auf die Fristen zum Geltendmachen von 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften: 

 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande ge-
kommen sind, gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,  

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 der SächsGemO wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,  

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist  

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.  

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend ma-
chen. Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei der Bekanntmachung der Satzung 
auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden ist. 

Dieser Hinweis ist hiermit erfolgt. 

 

Großröhrsdorf, den ………………….. 

 

 

Stefan Schneider 

Bürgermeister 


